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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das KommAustria Gesetz geandert wird
(Einfiihrung einer Digitalisierungsforderung fiir Medien) - Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Sektionsleiter,

die Wirtschaftskammer Osterreich bedankt sich fiir die Ubermittlung des im Betreff genannten
Entwurfes und nimmt zu diesem wie folgt Stellung:

R Allgemeines

Wir begrufBen das Ziel des vorliegenden Gesetzesentwurfes, eine eigenstandige osterreichische
Medienlandschaft im digitalen Zeitalter abzusichern und fir Nutzerinnen und Nutzer zu
gewahrleisten, dass osterreichische Medieninhalte weiterhin verfugbar bleiben. Hinsichtlich der
Ausgestaltung der Regelungen erscheinen uns mit Blick auf die von dieser Regelung betroffenen
Rundfunkunternehmungen allerdings noch Anpassungen erforderlich.

1. Im Detail

Ungleichgewicht zwischen Printmedien und Rundfunk

Zunachst fallt auf, dass die Gesamtfordersumme in zwei Topfe aufgeteilt wird: einerseits in eine
Basisforderung (33%), andererseits in eine Projektforderung (67%). Der erste Topf steht
ausschlieBlich fur Printmedien zur Verfiigung. Vom zweiten Topf wird ein Teil fur Barrierefreiheit
und Jugendschutz genutzt. Der Rest steht fur Transformation und Journalismus zur Verfugung und
dirfte wohl zum groBeren Teil an die Printmedien gehen. In der Rundfunkbranche geht man
davon aus, dass letztendlich rund drei Viertel der Mittel an Print gehen und somit fiir den
Privatrundfunk (dh Radio und TV, kommerziell und nicht-kommerziell) lediglich ein Viertel des
gesamten Fordervolumens verfluigbar sein wird.

Diese Aufteilung, die voraussichtlich stark zugunsten von Printmedien wirkt, widerspricht dem
Forderziel ,,Digitaltransformation“, denn ,,digital“ ist gattungsneutral - der vorgesehene Schlussel
wirkt hingegen wettbewerbsverzerrend.
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Insbesondere die ,,Basisforderung fiir Print bedeutet eine sachlich wohl problematische
Benachteiligung von Rundfunk gegeniiber dem Printbereich. Zudem erscheint die Bevorzugung von
Bezahlinhalten (Print) gegenuber frei zuganglichen Inhalten (Rundfunk) auch medienpolitisch
hinterfragenswert.

Wir sprechen uns dafir aus, hinsichtlich der Gesamtfordersumme eine Ausgewogenheit zwischen
Printmedien und Privatrundfunk herzustellen (50:50 %), um dem Forderziel der
,Digitaltransformation* auch tatsachlich gerecht zu werden. Es ware sachgerecht, wenn eine
Forderung zur ,,digitalen Transformation“ gattungsneutral ausgestaltet ist und keine
wettbewerbsverzerrenden Wertungen vornimmt. Speziell hinsichtlich der Basisforderung sprechen
wir uns im Sinne der Gleichbehandlung von Rundfunk und Printmedien gegen eine Bevorzugung
von Bezahlinhalten aus.

Forderung von Jugendschutz und Barrierefreiheit; Ermessen der RTR

Die Forderung von Jugendschutz und Barrierefreiheit zielt auf die Unterstiitzung der Einhaltung
gesetzlicher Verpflichtungen, die restliche Projektforderung auf die Forderung freiwilliger
Aktivitaten. Diese Vermischung von Forderzwecken weckt den Anschein mangelnder Koharenz.

Da das Gesetz hinsichtlich vieler Details auf noch nicht vorliegende RTR-Richtlinien verweist, sind
wesentliche Aspekte unklar oder unbestimmt. Die RTR erhalt demgegeniiber einen erheblichen
Ermessensspielraum betreffend praktisch alle wettbewerblich relevanten Aufteilungen
(Forderziele/Branchen, Obergrenzen je Projekt, Mediengruppen etc.), was Fragen hinsichtlich des
Determinierungsgebots aufwirft.

Mit Blick auf Jugendschutz und Barrierefreiheit erlauben wir uns betreffend § 33 e (1) anzuregen,
diese Bestimmung dahingehend zu andern, dass diese lautet:

,»§ 33e.
(1) Zur finanziellen Unterstiitzung der Entwicklung oder des Einsatzes von Systemen
1. zur Kennzeichnung, Einstufung oder Beschreibung von Inhalten, die die korperliche, geistige
oder sittliche Entwicklung Minderjdhriger beeintrdchtigen kénnen und
2. der Altersverifikation oder vergleichbaren Mainahmen der Zugangskontrolle zum Schutz vor den
in Z 1 bezeichneten Inhalten
kénnen Forderungen gewdhrt werden.“

Durch diese Anpassung wird dem Missverstandnis vorgebeugt, dass nicht samtliche Voraus-
setzungen wie Kennzeichnung und Einstufung und Beschreibung von Inhalten kumulativ vorliegen
missen. Eine Einschrankung auf kumulative MaBnahmen wirde die Forderbarkeit und somit die
Starkung des Jugendschutzes erheblich einschranken.

Mit Blick auf die RTR-Richtlinien fiir die Fordervergabe sprechen wir uns flr eine starkere
gesetzliche Determination aus, um eine sachliche, transparente und vorhersehbare Fordervergabe
zu gewahrleisten (Forderziele/Branchen, Obergrenzen je Projekt, Mediengruppen etc).

Umfang der Dotierung der Digitalisierungsforderung

Der Umfang der Dotierung der Digitalisierungsforderung erscheint insgesamt zu gering - dies
speziell mit Blick auf den Umstand, dass die Einnahmen aus der Digitalsteuer fur 2020 rund

50 Mio € betragen werden, und davon lediglich 30% (15 Mio €) in den Fonds flieBen.
Demgegenuber erscheint der Administrationsaufwand mit 0,5 Mio € hoch. Die jahrlichen
Einnahmen aus der Digitalsteuer sollten unseres Erachtens in voller Hohe fir die MaBnahmen der
Digitalisierungsforderung im Rahmen dieses Gesetzes verfiigbar gemacht werden.



. Zusammenfassung

Insgesamt erachten wir die Einfuhrung einer Digitalisierungsforderung fur Medien fur einen
wichtigen Schritt zur Absicherung der Zukunft des Medienstandortes Osterreich im digitalen
Zeitalter. Bei der Verfugbarkeit von Fordermitteln sollte sowohl in rechtlicher wie auch in
tatsachlicher Hinsicht sichergestellt werden, dass der Rundfunksektor und der Printmediensektor
gleichberechtigt von diesen Forderungen profitieren konnen.

Betreffend MaBnahmen in den Bereichen Jugendschutz und Barrierefreiheit sollte von einem
kumulativen Kriterienkatalog Abstand genommen werden, da zu strenge Forderkriterien sich als
dem jeweiligen Regelungsziel abtraglich erweisen konnen. Die Kriterien fur die Vergabe der
Fordermittel sollten auf gesetzlicher Ebene noch eine starkere Determinierung erfahren und der
Umfang der verfugbaren Fordermittel sollte entsprechend den Einnahmen aus der Digitalsteuer
deutlich erhoht werden.

Wir ersuchen um Berucksichtigung unserer Uberlegungen. Die Stellungnahme der
Wirtschaftskammer Osterreich wird per E-Mail dem Prasidium des Nationalrates Ubermittelt.

Freundliche Griifen

Dr. Harald Mahrer Karlheinz Kopf
Prasident Generalsekretar
Unterzeichner Wirtschaftskammer Osterreich
((“SV\P\M Megp s Datum/Zeit-UTC 2021-03-09T10:14:17+01:00

ey
N

%,

Aussteller-Zertifikat a-sign-corporate-light-02

e = Serien-Nr. 1716778599

ELEKTRONISCHE Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
SIGNATUR

wi
RS,
Ho1¥®

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter

Prufinformation https://www.signaturpruefung.gv.at/.




		2021-03-09T10:14:17+0100
	Wirtschaftskammer Österreich
	Signaturpruefung unter https://www.buergerkarte.at/signature-verification




